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Stellungnahme Änderung Gesetz über Stand- und Durchgangsplätze für Fahrende 

 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat Reber 

Sehr geehrte Frau Mattern 

 

Die EVP bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nimmt gerne daran teil. 

Wir begrüssen die Änderung grundsätzlich und erwarten eine Vereinfachung durch die neuen Zuständig-

keiten. Für uns ist jedoch unklar, ob die Gemeinden genügend Mitsprache haben bei der Ausscheidung von 

Nutzungszonen, insbesondere für Stand- und Durchgangsplätze für Fahrende. Zur Gesetzesvorlage haben 

wir folgende Bemerkungen: 

In § 1 unter Absatz 3 finden wir den Begriff «Spontanhalten» nicht klar genug definiert. Ist es in Siedlungs-

nähe oder im Siedlungsgebiet? Wie lange darf ein Spontanhalt dauern? Unserer Meinung nach müsste eine 

maximale Dauer definiert werden. Nach unserer Einschätzung sollte ein Spontanhalt im Siedlungsgebiet 

maximal fünf Tage dauern dürfen. Da Spontanhalte zentral für die traditionelle Lebensweise und Kultur der 

Schweizer Fahrenden sind, sollten die Massnahmen zur Förderung genau definiert werden. 

Zu § 4 finden wir die Formulierung betreffend Aufteilung der Kosten auf die Gemeinden nicht präzise ge-

nug. Im Gesetzestext steht «zu Lasten der Gemeinden», respektive «auf die Gemeinden verteilt». Erst in den 

Erläuterungen der Gesetzesvorlage unter 2.3 wird im Kommentar zu § 4 erwähnt, dass die Vorjahreskosten 

der Standortgemeinden auf alle 86 Gemeinden im Kanton «verteilt" werden. Wir finden es sinnvoll, dass alle 

Gemeinden sich solidarisch an den so entstehenden Schulkosten beteiligen. Wir stellen uns dazu folgende 

Frage: Müssen die Gemeinden diese Kosten budgetieren, sobald der fehlende Standplatz im Kanton errich-

tet wurde? 

Wir begrüssen es, dass der Kanton von den betroffenen Gemeinden die Zuständigkeit für den grossen und 

finanziellen Aufwand für den Betrieb und Unterhalt der Plätze übernimmt und dass in der Gesetzesvorlage 

die Kompetenzen und Aufgaben nun genauer geregelt werden. Zudem begrüssen wir es sehr, dass für die 

Verteilung der Schulkosten ein bereits bestehendes Modell (Spitalschulen) angewendet werden kann.  
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Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


